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Kommentar

Mehrwertsteuerprivileg der Deutschen Post muss komplett fallen

02.01.10, 11:59 Uhr | Lesezeichen | Versenden

Gastkommentar von Hans Kragt, Geschäftsführer von GTS Post

Als ehemaliges Staatsunternehmen besitzt die Deutsche Post immer noch Privilegien gegenüber ihren Konkurrenten. Nun endlich hat das Bundeskabinett entschieden, ab dem 1. Juli 2010 das

Mehrwertsteuer-Privileg der Post einzustellen. Das Briefgeschäft mit Großkunden wird künftig nicht mehr zu den Universaldienstleistungen zählen, weshalb die Deutsche Post zumindest in

diesem Segment ihre Umsatzsteuerfreiheit verliert.

Neben den privaten Dienstleistern hatte insbesondere die Europäische Union dieses Ungleichgewicht auf dem deutschen Markt lange kritisiert. Sie bezeichnete es als das, was es ist:

Wettbewerbsverzerrung. Bereits 2006 leitete die EU in diesem Zusammenhang ein Verfahren gegen die Bundesregierung ein. Viel Zeit ist seitdem vergangen, in der wenig passiert ist und den

privaten Wettbewerbern damit reguläre sowie faire Marktbedingungen vorenthalten wurden. Nun hat das Bundesfinanzministerium eingelenkt und in einem Gesetzentwurf die

Mehrwertsteuerbefreiung der Post für Briefe von Großkunden aufgehoben. Darüber hinaus sind Paketsendungen mit einem Gewicht von mehr als 10 kg bis zu 20 kg, adressierte Bücher, Kataloge,

Zeitungen und Zeitschriften mit einem Gewicht von jeweils mehr als 2 kg sowie Expresszustellungen und Nachnahmesendungen betroffen.

Briefe und Pakete von Privatkunden dagegen sollen bei der Deutschen Post nach den Vorstellungen der Bundesregierung von der Mehrwertsteuer von derzeit 19 Prozent befreit bleiben. Die

Deutsche Post, so argumentiert die Regierung, werde damit auch weiterhin eine flächendeckende und erschwingliche Grundversorgung sicherstellen. Zwar wurde auch den Wettbewerbern in

Aussicht gestellt, auf ihre Dienstleistungen keine Umsatzsteuer mehr zahlen zu müssen – allerdings nur, wenn auch sie eben diese Grundversorgung der Bevölkerung gewährleisten.

Das bedeutet faktisch, dass im Privatkundengeschäft das Steuerprivileg der Deutschen Post grundsätzlich fortgeführt wird, denn kein Wettbewerber wird in der Lage sein, einen solch umfassenden

Universaldienst wie die Deutsche Post von heut auf morgen anzubieten. Hier bleibt letztlich nur ein Ausweg: Die neue Bundesregierung muss das Mehrwertsteuer-Privileg der Post endlich

komplett kippen, um allen Mitkonkurrenten einen regulären sowie fairen Wettbewerb zu ermöglichen.
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